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Erledigungen. 


Zur Trage von der Natur der Schriftſteuer. 
Von Dr. Stephan Koczynsti, k. k. Finanzrath in Trieſt. 


Der Verfaſſer hat in der Abhandlung „Die Ausſchließlichkeit der 
ſtaatlichen Stempelhoheit“ in der Nummer 51 des Jahrganges 1896 
dieſer Zeitſchrift zuerſt die Anſicht ausgeſprochen, daß derjenige Theil 
des heutigen Gebürenweſens, welcher dem alten Stempelweſen entſtammt 
als eine Con ſumſteuer, . 
lich relevanten Verbrauch von Papier anfzufajfen fei. 

0 Dieſe Anſicht wurde dann in der Abhandlung „Unterſuchungen 
über ein Syſtem des öſterreichiſchen Gebürenrechtes“ im Finanz⸗ 
archiv (herausgegeben von G. Schanz) 1898 näher ausgeführt und 
machte der Verfaſſer hier den Vorſchlag, dieſen Theil des heutigen Ge— 
bürenweſens zur Unterſcheidung von deſſen beiden anderen als Rechts⸗ 
hilfeſteuer und Verkehrsſteuer zu bezeichnenden Beſtandtheilen mit dem 
Namen Schriftſteuer zu benennen. — Als Beweis für das behaup— 
tete Vorliegen einer Verbrauchſteuer wurden drei Momente angeführt. 

Erſtens der Umſtand, daß ganz unzweifelhaft eine vollkommene 
Continuität zwiſchen dem fraglichen Theile des heutigen Gebürenweſens 
und der vordem in Oeſterreich beſtandenen Stempelabgabe, die vermittelſt 
des Stempelpapieres entrichtet wurde, wahrzunehmen iſt. Dieſer Zu- 
ſammenhang leuchtet ſchon auf Grund des äußerlichen Umſtandes ein, 
daß bei der Reſorm des Stempelpatentes vom 5. October 1802 durch 
das Stempel- und Taxgeſetz vom 27. Jänner 1840, und ebenſo bei der 
Erſetzung des letzteren durch das Gebürengeſetz vom 9. Februar 1850 
die damals in Geltung ſtehende Ausgabe des Stempelpapiers (1836) 
ungeändert blieb. Man konnte alſo beiſpielsweiſe mit einem im 
Jahre 1839 erkauften Stempelbogen ſowohl eine Abgabe des letzten 
Stempelpatentes, als eine ſolche des St. T. G., nicht minder aber auch 
eine „Gebür“ des G. G. berichtigen. Offenbar ſahen demnach die Ge— 
ſetzgeber in jeder dieſer Abgaben nur die reformirte Geſtalt und Fort— 


ſetzung der älteren Steuer, ſonſt wären wohl neue Berichtigungsmittel 
Menge des conſumirbaren Gegenſtandes dann der freien Verfügung über- 


geſchaffen worden. 


Platz behauptete. 


und zwar als Steuer auf den recht- 


Dieſer Zuſammenhang, der ſich vom heutigen Rechte bis in die 
erſte Zeit des Stempelweſens zurück verſolgen läßt, erſtreckt ſich jedoch 
noch über dieſelbe hinaus und vermögen wir die Fäden zu erkennen, 
durch die das Stempelweſen mit den Einrichtungen des älteren 
Rechtes zuſammenhängt. Hier fällt uns zunächſt die Thatſache ins Auge, 
daß die Stempelabgabe mit einer älteren landesfürſtlichen Auflage, dem 
Papieraufſchlag, wiederholt alternirt hat, bis ſie endlich definitiv den 
Es wurde nämlich zuerſt durch das Patent vom 
1. Juni 1675 der Papieraufſchlag eingeführt, derſelbe jedoch dann behufs 
Erzielung eines beſſeren Ertrages mittelſt Patent vom 29. April 1686 
durch die „Siegelabgabe“ (die ältere Bezeichnung der Stempelſteuer) 
erſetzt. Die bei der Durchführung dieſer Abgabe entſtandenen Schwierig⸗ 
keiten und die allgemeine Beſchwerdeſührung gegen ihre Härten be⸗ 
wirkten die Erlaſſung des Patentes vom 13. Mai 1693, das die 
Siegelabgabe abſchaffte und den Papieraufſchlag wieder einführte. 
Dieſer verlor ſich dann in der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts und 
wurde die Stempelabgabe ungeſähr gleichzeitig neuerlich reactivirt, um 
ſeither aus unſerer Geſetzgebung nicht mehr zu verſchwinden; beides 


geſchah aber, der damaligen Verfaſſung und Finanzwirthſchaft angemeſſen, 


länderweiſe zu den verſchiedenſten Anläſſen und Zeitpunkten, bis durch 
das thereſianiſche Patent vom 3. Februar 1762 wieder die allgemeine 
Rechtsgleichheit in allen Erblanden hergeſtellt erſchien. 

Daß man nun zu keiner Zeit Papierauflage und Papierſtempel 
nebeneinander beſtehen ließ, vielmehr beide einander ablösten, läßt 
ſchließen, daß zwiſchen dieſen beiden Abgabeformen ein beſonderes Ver⸗ 
hältniß beſteht, ein Zuſammenhang, der weiter reicht, als daß es in 
beiden Fällen ſich um Papier handelt. Nahm man doch nie Anſtand, 
ſelbſt von einem einzigen Gegenſtande gleichzeitig mehrere aus verſchie— 
denen Titeln entſpringende Abgaben einzuheben (3. B. Concurrenz von 
Zoll mit Licenzgebüren oder Kartenſtempel u. dergl.). Der Umſtand, 
welcher das gleichzeitige Beſtehenbleiben der genannten zwei Abgaben ver— 
hinderte, war vielmehr darin gelegen, daß beide Abgaben weſensgleich 
waren, d. h. nur differenzirte Formen einer und derſelben, auf dem 
identiſchen ſteuerpolitiſchen Titel beruhenden Abgabe, die man füglich 
nicht in zweierlei Geſtalt nebeneinander und daher doppelt einhe"en 
durfte. Es handelte ſich nämlich — und dies iſt der zweite, oben er— 
wähnte Beweis — in beiden Fällen um eine Papierverbrauchs— 
abgabe. 

Daß der Papieraufſchlag eine ſolche Verzehrungsſteuer war, iſt 
aufliegend: er theilt den Rechtsgrund und die charakteriſtiſche Geſtaltung 
mit den übrigen Verzehrungsſteuern. Steuerpflichtig iſt in allen Fällen 
der phyſiſche Conſum des Steuerobjectes. Da die einzelnen Conſumacte 
aber mehr oder weniger im willkürlich eu Belieben der einzelnen Steuer⸗ 
träger gelegen ſind in Hinſicht auf den Zeitpunkt, den Ort u. dergl. ihrer 


Vornahme, ſo kann die Verſteuerung ſich naturgemäß nicht an die ein⸗ 
zelnen Conſumacte anlehnen. 


Es müßte ſonſt bei jedem ſteuerbaren 
Gegenſtande beſtändig eine Gefällenwache und ein Steuereinnehmer auf- 
geſtellt fein. Dieſer techniſche Grund veranlaßt es, daß die Zahlung all— 
gemein ſchon vor dem Conſumacte eingehoben und die hiedurch gedeckte 
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laſſen wird. Dieſe Vorauszahlung iſt nur potentiell eine Steuer; zur 
eſſentiellen Steuer wird fie erſt mit der wirklichen Vornahme des Con⸗ 
ſumactes. 

Während aber bei den zahlreichen heutigen Verzehrungsſteuern ſo 
ziemlich alle Conſumacte oder mindeſtens deren große Maſſe völlig gleich- 
förmiger Natur ſind und daher eine einheitliche Geſtalt der Beſteuerung 
— wenn nur den vereinzelten Beſonderheiten durch ausnahmsweiſe 
Begünſtigungen oder Befreiungen Rechnung getragen wird — wohl 
vertragen, beſtand hinſichtlich des Papieres ſchon zur Zeit der Entſtehung 
des Papieraufſchlages eine ſolche Difſerenzirung der Verwendungsarten, 
daß eine gleichmäßige Beſteuerung aller Conſumacte höchſt unan⸗ 
gemeſſen erſchien: dies war auch der Grund, warum dem allgemeinen 
Papierauſſchlag kein langer Beſtand beſchieden war. 

Der Papierverbrauch zerfällt in zwei, oder beſſer in drei ganz 
weſentlich verſchiedene Kategorien. Auf der einen Seite ſtehen die Ver— 
wendungen, die mit der Schrift nichts zu thun haben, alſo Buchbinder⸗ 
arbeiten, Cartonnagen, Packpapier und dergl. In der zweiten Kate- 
gorie fungirt das Papier als Schriftträger, in welcher Rolle beim 
heutigen Stande der Culturentwicklung neben dem Papier kaum noch ver⸗ 
einzelt einige Surrogatſtoffe in Betracht kommen. Innerhalb dieſer 
zweiten Kategorie muß aber wieder unterſchieden werden, ob der Schrift 
rechtliche Bedeutſamkeit zukommt oder nicht. Der rein techniſche 
Papierconſum und der Conſum zu Schriftzwecken, die für das Rechts⸗ 
leben keine Bedeutung haben (z. B. Briefe, Schreibhefte, Manuſcripte 
und dergl.), können im Verhältniß zu einer Conſumbeſteuerung auf die 
gleiche Stufe geſtellt werden: ſie vertragen keine beſonders erhebliche 
Belaſtung. 

Dagegen iſt eine ſolche beim rechtlich relevanten Papierverbrauche 
allerdings in einem ganz anderen Maßſtabe möglich. Wenn man will, 
kann man ein Analogon zu der verſchiedenen Bedeutung, die dem Papier 
bei dieſen beiden Verwendungsarten zukommt, iu der verſchiedenartigen 
Rolle finden, welche die Leinwand an ſich oder als Träger koſtbarer Ge- 
mälde ſpielt. Der allgemeine Papierauſſchlag vermochte dieſer weſentlichen 
Differenzirung der Conſumacte nicht Rechnung zu tragen. Trotzdem er 
ſehr hoch war — feine Sätze von Yıs, /, ½ und / Kreuzer Con- 
ventionsmünze pro Bogen je nach Qualität und Format würden ſelbſt 
bei dem heutigen, relativ ſtark geſunkenen Geldwerthe ſehr läſtig em⸗ 
pfunden werden und waren damals einer Steigerung abſolut nicht mehr 
fähig — litt er an dem weſentlichen Uebelſtande, daß er keinen ange⸗ 
meſſenen Ertrag ergab, weil er eben die Steuerkraſt der bedeutſamſten 
Kategorie der ſteuerbaren Fälle nicht gehörig auszunützen vermochte. 
Dieſe Sachlage führte mit Naturnothwendigkeit zur der Entwicklung, 
welche dieſer Beſteuerungszweig in der Folge auch thatſächlich erfahren 
hat: die allgemeine Beſteuerung des Papierconſums wurde auf- 
gelaſſen und auf die Belegung jener Kategorie des Verbrauches einge- 
ſchränkt, bei welcher mit Fug eine ergiebige und entwicklungsfähige 
Steuerkraft vorausgeſetzt werden konnte, nämlich auf die Beſteuerung 
rechtlich relevanter Schriftſtücke. So entſtand aus dem allgemeinen Papier⸗ 
aufſchlage die damals „Siegelabgabe“ genannte Steuer als ein Special⸗ 
Papieraufſchlag, daher ebenfalls als Conſumſteuer, nur beſchränkt auf 
eine beſondere Art des Papierverbrauches. 

Die beabſichtigte Beſchränkung des Papieraufſchlages wurde — aller⸗ 
dings nach fremdländiſchem Muſter — in trefflicher Weiſe durchgeführt, 
indem für Schriftſtücke von rechtlicher Relevanz der Gebrauch von 
Stempelpapier vorgezeichnet wurde. 

Es galt, von der Verſteuerung des gefammten Papierconſums 
zu der einer einzelnen Art dieſes Verbrauches überzugehen. Daher wurde 
die anticipirte Steuereinhebung bei der Papiererzeugung oder Einfuhr 
aufgehoben und dieſelbe dem ſteuerpflichtigen Conſumacte um ein Betröcht⸗ 
liches nähergerückt, eben zu dem Zwecke, um die gewöhnlichen Verbrauchs⸗ 
acte unbelaſtet zu laſſen und doch die für eine Verzehrungsſteuer 
charakteriſtiſche Anticipativzahlung der potentiellen Abgabe zu bewahren. 
Nach beiden Richtungen hin entſprach das eingeſührte Stempelpapier 
dieſer Aufgabe in vollkommener Weiſe. Man ſetzte von amtswegen Papier 
in Verſchleiß, welches mit einem ämtlichen Zeichen verſehen war und 
bei deſſen Ankauf der potentielle Steuerbetrag entrichtet werden mußte. 
Ebenſo war derſelbe zu zahlen, wenn jemand im Siegelamte ſein eigenes 
Papier durch die Abſtempelung in Siegelpapier umwandeln ließ. Wenn 
dann dieſes Papier zu rechtlich relevanten Zwecken (Einſchreiten, Ur⸗ 
kunden) verwendet wurde, hatte der Staat ſeine Steuer bereits in der 
Taſche. Da ſonſtiges Papier freigegeben war, entfiel die Beſteuernng der 
übrigen Conſumarten. 


Dieſer Special⸗Papieraufſchlag hat ſich bis zur Gegenwart in 
ſeinem Weſen unverändert erhalten, ſo ſehr auch ſeine äußere Geſtalt 
verſchiedenen Umwandlungen unterlag und ſo vielfältig auch die aus 
dieſem Weſen fließenden ſtrengen Conſequenzen im Laufe der Entwicklung 
abgeſchwächt wurden. Wir vermögen in demjenigen Theil der heutigen 
Gebürenabgabe, welcher ſeine Abſtammung vom Papierſtempel ableitet 
und den wir eingangs als Schriftſteuer bezeichnet haben, noch alle 
weſentlichen Merkmale der Conſumſteuer zu entdecken. Dies iſt der 
dritte der eingangs erwähnten Gründe. 

Dieſer dritte Beweis läßt ſich in zwei Sätzen zuſammenfaſſen: 
die Steuer wird regelmäßig anticipirt und wiederholt 
ſich principiell mit jedem Conſumacte. 

Daß in beiden Richtungen theils zum Vortheil, theils zum Nach- 
theil der Contribuenten, alſo bald aus Rückſicht auf die Ergiebigkeit der 
Steuer, bald aber aus Billigkeitsgründen Abweichungen von der aus— 
nahmsloſen Durchführung dieſer Grundſätze zu conſtatiren ſind, vermag 
die Bedeutung der letzteren nicht zu beirren; handelt es ſich doch um 
exceptiones regulam firmantes. 

Nicht anticipirt wird die Schriſtſteuer nämlich ſeit dem Geſetze 
vom 9. Februar 1850 hinſichtlich derjenigen (Scala-) Gebüren, deren 
Betrag das Höchſte der erzeugten Stempelzeichen überſchreitet. Dieſe Ab- 
weichung, die ſich als unumgängliche Conſequenz aus der Natur des 
Stempelpapieres ergab, wenn man die Abgabe nicht auf jene Sätze be- 
ſchränken wollte, für welche Stempelwerthzeichen beſtanden, die aber heute 
bei der unbeſchränkten Combinirbarkeit der Stempelmarken nicht mehr 
nothwendig wäre, wurde vom Gebürengeſetze offenbar nach dem Muſter 
des visa pour timbre im franzöſiſchen Stempelrechte geſchaffen. Daß 
man ſich ihrer Irregularität bewußt war, iſt ganz deutlich zu erſehen: 
man war beſtrebt, ſich von der regelmäßigen Geſtaltung ſo wenig als 
nur irgend möglich zu entfernen. So iſt die Vorſchrift des §S 60 G. G. 
zu erklären, welche fiir dieſe höheren Scalagebühren perſönliche An⸗ 
meldung, ſofortige mündliche Bemeſſung und daran in continenti ſich 
anſchließende Berichtigung vorſchrieb. Wenn die Gebür wegen des 
Mangels an höheren Stempelwerthzeichen ſchon nicht anticipirt werden 
konnte, ſo ſollte ihre Bezahlung doch ſo ſchnell als möglich erfolgen und 
au den ſteuerpflichtigen Conſumact ſo nahe als möglich herangerückt 
werden. Die von theoretiſchen Bedenklichkeiten unbeengte Praxis hat dieſe 
ganze Einrichtung freilich aus Zweckmäßigkeitsgründen abkommen laſſen. 
Darum ermöglicht dieſe Beſtimmung uns aber nichtsdeſtoweniger einen 
intereſſanten Einblick in die Gedankenarbeit der Redactoren des Gebüren⸗ 
geſetzes. 

Der zweite Satz des dritten Beweiſes: Wiederholung der Abgabe 
bei jedem neuen Conſumacte, ſand ehedem eine ganz ausnahmsloſe 
Anwendung. Jeder Bogen des Stempelpapieres wies eine Werthbezeich- 
nung auf und mußte dementſprechend bezahlt werden. Wurde er be⸗ 
ſchrieben, ſo erfolgte die Conſumirung ſeiner Steuercapacität. Dieſe 
Capacität beſchränkte ſich auf den Bogen ſelbſt. Reichte er zur beabſich⸗ 
tigten Ausfertigung nicht hin, ſo durfte keineswegs ungeſtempeltes Papier 
für die Fortſetzung des Schriftſtückes benützt werden, vielmehr mußte 
man einen zweiten, dritten u. |. f. Stempelbogen, und zwar urſprünglich 
ſtets einen ſolchen von derſelben Stempelclaſſe verwenden. Es ſolgte dies 
ganz von ſelbſt aus der Anordnung, daß z. B. Teſtamente auf einer be⸗ 
ſtimmten Art von Stempelpapier zu ſchreiben ſeien, was ſelbſtverſtändlich 
von jedem Theile des Teſtamentes gelten mußte. Umſomehr traf dies auch 
dann zu, wenn es ſich um mehrere Ausfertigungen eines und desſelben 
Actes, alſo mehrere Gefuchspartien oder Urkundenexemplare handelte. 
Bei einem und demſelben Rechtsacte konnte ſich die Abgabe daher unter 
Umſtänden ganz erheblich vervielfachen. 

Auf die in dieſen ſtrengen Grundſätzen enthaltene Unbilligkeit 
brauchte kein Bedacht genommen zu werden, ſolange ſich die Stempel 
abgabe im ganzen in mäßigen Grenzen hielt. 

War doch der höchſte Satz der Abgabe urſprünglich blos 1 fl. und 
im thereſianiſchen Stempelpatente blos 2 fl. Kaum aber hatte das fran⸗ 
ciscaniſche Patent vom 5. October 1802 hier den Rieſenſprung von 
2 fl. auf 100 fl. gemacht, als dieſe Billigkeitsrückſicht ſich in gewichtiger 
Weiſe geltend machte. Zunächſt wurde ihr in Rückſicht auf die ſogenannten 
Einlagsbogen, d. h. den zweiten, dritten u. ſ. f. Bogen eines Schrift⸗ 
ſtückes Rechnung getragen. Hier hängt es thatſächlich oft nur von Zu⸗ 
fälligkeiten, vom guten Willen und der Schriftart des Schreibenden, 
von ſeiner Eilfertigkeit u. dergl. ab, ob ein Schriftſtück einen Bogen mehr 
oder weniger erfordert. Von ſolchen Umſtänden ſollten aber ſo relativ 
hohe und für die Parteien empfindliche Abgabenſätze nicht abhängig ſein. 
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Daher wurde für die Einlagsbogen eine Milderung des Nepetitions— 
principes ſtatuirt, die dann noch weiter ausgebildet wurde, bis man 
zur heutigen anſcheinend fixen Gebür für Einlagsbogen gelangte. Daß 
dieſe aber ihrer eigentlichen Natur nach doch keine wirklich fixe Gebür 
iſt, verräth ſich noch jetzt in den Fällen, wo die Abgabe vom erſten 
Bogen geringer iſt als das für die Einlagsbogen beſtimmte Ausmaß. 
Letzteres ſinkt dann ſofort mit der Gebür vom erſten Bogen. Hieraus 
iſt zu entnehmen, daß die Gebür der Einlagsbogen ſelbſt heute noch 
principiell gleich hoch iſt, wie die vom erſten Bogen; nur vermag ſie 
derſelben beim Anwachſen über eine gewiſſe Grenze hinaus nicht zu folgen 
und erſcheint dann als eine verkuͤmmerte Repetitionsgebür. 

Noch weniger vermiſcht iſt im heutigen Rechte die Wiederholung 
der gleichen Abgabepflicht für weitere Ausfertigungen des gleichen Rechts⸗ 
actes. In dieſer Richtung erſcheint das Repetitionsprincip noch ausdrück— 
lich anerkannt (88 40 und 62 G. G.) und iſt die Ermäßigung der 
Gebür für das dritte und die weiteren Exemplare nur als Ausnahme 
zugeftanden. Auch bezüglich dieſer ermäßigten Gebür ergibt die Natur 
der Dinge, daß ſie nur platzgreift, wenn die Scalagebür vom erſten 
Bogen größer wäre; auch hier liegt ein verkümmertes Gebilde vor. 

Dieſe Feſthaltung der Wiederholung der Gebür mit jeder weiteren 
Ausfertigung iſt für die Erkenntniß der Natur der Schriſtſteuer viel 
wichtiger als die Frage, ob bei den Einlagsbogen eine Repetition der 
Abgabe ſtattfindet. Letzteres iſt keineswegs ein unumgängliches Poſtulat 
der Conſumſteuer. Es könnte ſehr wohl der Papierconſum für eine Aus- 
fertigung als ein einheitlicher Vorgang angeſehen werden, der von der 
Abgabe nur einmal im ganzen gelroffen wird; dabei käme nur in Frage, 
daß Papier verbraucht wurde, nicht aber wieviel hievon verwendet er: 
ſcheint. In dieſer Art würde ſich eine Papierconſumſteuer vermuthlich 
geſtalten, wenn es üblich wäre, das Papier zu den Ausfertigungen von 
endloſen Rollen zu entnehmen und das Band dort abzuſchneiden, wo die 
Ausfertigung ihr Ende fand. Daß die Stempelabgabe dagegen in Wirk⸗ 
lichkeit auch für die Einlagsbogen des Wiederholungsprincipes adoptirte, 
war eine Folge des Umſtandes, daß die Verwendung einzelner Bogen 
die übliche Art des Papierconſums zu Schriftzwecken iſt. 

Der Bogen wurde hiedurch zum Beſteuerungsindividuum, an das 
ſich Maß und Einhebung der Abgabe anſchloß. So entſtand die 
Stempelpflicht der Einlagsbogen. Ihre Unweſentlichkeit verräth aber ſchon 
der Umſtand, daß fie eine ſo weitgehende Einſchränkung vertragen konnte. 

Nicht das Gleiche gilt von der Stempelpflicht der weiteren Exem⸗ 
plare. Dieſe bildet den ſprechendſten Beweis dafür, daß die heutige 
Schriftſteuer ihre Natur als Papierconſumſteuer bewahrt hat. Wenn 
über einen und denſelben Rechtsact mehrere gleichlautende Ausfertigungen 
errichtet werden und ſich mit dieſen die Gebür vervielfältigt, ſo kann 
offenbar der Rechtsact an ſich nicht der Gegenſtand der Steuer fein, 
denn der hinter den mehrfachen Schriftſtücken ſtehende Rechtsact iſt und 
bleibt ja einheitlich; er wiederholt ſich nicht mit der Wiederholung der 
Schriftſtücke und kann deshalb durch ihn die Auflaſtung der doppelten, 
dreifachen u. ſ. f. Steuer nicht begründet fein. Was ſich aber in 
Wirklichkeit wiederholt, das iſt der rechtlich relevante 
Papierconſ um: hierin liegt alſo der Rechtsgrund der Steuer und 
die Urfache ihrer Multiplication. Der Papierconſum iſt das Object der 
8 der dahinter ſtehende Nechtsact gibt nur das Maß für die— 
elbe ab. 

Wenn man dem entgegenhalten wollte, daß genauer Weiſe hier 
zwei Arten von Rechtsgeſchäften unterſchieden werden müßten: das ein⸗ 
heitliche Haupt-Rechtsgeſchäft und der als Rechtsgeſchäft sui generis 
erfcheinende und ſich wiederholende Vorgang der Beurkundung, fo daß 
dann noch die letzteren Rechtsgeſchäſte das Steuerobject bilden — fo 
läuft dies ſchließlich auf einen Wortſtreit hinaus, beläßt das Räthſel 
vom Weſen der Schriftſteuer ungelöst und verläugnet den Zufammen- 
hang der Siegelabgabe mit dem allgemeinen Papieraufſchlage. 

Man wäre verſucht, in gleicher Weiſe wie hinfichtlic der Ein— 
lagsbogen auch in Bezug auf die weiteren Ausfertigungen zu argumen— 
tiren, daß es für die Natur der Conſumſteuer nur darauf ankomme, 
daß Papier verbraucht werde, und daß man ſehr wohl die Ausfertigung 
mehrerer Exemplare nur als Erweiterung des einen Papierconſums 
betrachten und daher die geſammte Beurkundung eines Actes ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zahl der Bogen und Exemplare als ein einheitliches, mit 
der Abgabe nur einmal zu belegendes Steuerobject anſehen könne. Eine 
ſolche Conſtruction der Papierconſumſteuer iſt jedoch principiell un⸗ 
denkbar. Bei jeder Abgabe muß die Beſteuerungseinheit in einem we⸗ 
ſentlichen Zuſammenhang mit der rationellen Grundlage der Steuer 


ſtehen: bei einer Conſumſteuer muß demnach ein ganzer Conſum— 
act dieſe Einheit bilden. Die öſterreichiſchen Stempelvorſchriften haben 
— wie wir ſahen, veranlaßt durch die Natur des Stempelpapiers als 
der gewählten Entrichtungsform — hier gewiſſermaßen einer extremen, 
lediglich auf die techniſche, äußerlich ſichtbare Erſcheinung Rückſicht 
nehmenden Anſicht gehuldigt: ſie betrachten das Beſchreiben eines jeden 
Bogens als ſeparate Beſteuerungseinheit, ohne Rückſicht darauf, ob der 
Text des Schriftſtücke damit erſchöpft iſt oder nicht. 

Man kann aber auch weiter gehen und erſt einen ſolchen Conſum— 
act als Beſteuerungseinheit anſehen, der eine abgeſchloſſene Nieder: 
ſchrift vorſtellt. Vorher liegt wohl ein phyſiſcher Gebrauch vor; ob er 
aber auch rechtlich relevant iſt, das eutſcheidet ſich angeſichts unſerer 
Rechtsgepflogenheiten erſt aus der Abſchließung des Actes. Ein be- 
ſchriebener Bogen, der Theil eines größeren Ganzen iſt, kann rechtliche 
Relevanz beſitzen, aber nur dann, wenn eben dem größeren Ganzen ſolche 
zukommt. Es ließe ſich daher ganz gut rechtfertigen, wenn ſich eine 
Stempelgeſetzgebung auf dieſen höheren Standpunkt ſtellen und nicht 
nur die Abſchließung der Schriftſtücke als Bedingung der Stempelpflicht 
feſthalten, ſondern derartige Schriftſtücke ohne Rückſicht auf ihren Um— 
fang als Beſteuerungseinheiten anſehen wollte. 

Darüber aber weiter hinauszugehen, iſt nicht gut möglich. Zwiſchen 
den mehreren Exemplaren eines und desſelben Actes beſteht kein ſolcher 
Zuſammenhang, wie zwiſchen den Bogen einer Ausfertigung. In jedem 
Exemplar liegt ein perfecter Act von rechtlicher Relevanz vor, deſſen 
Bedeutſamkeit von der Exiſtenz und Beſchaffenheit der übrigen Parien 
nicht abhängig iſt. Der rechtlich relevante Papierconſum iſt in jedem 
Exemplar für ſich abgeſchloſſen und verkörpert. Mehrere Exemplare be⸗ 
inhalten demnach auch mehrfache Conſumacte. Wollte man dieſe zu einer 
höheren Einheit zuſammenfaſſen, ſo verliert man die reelle Grundlage 
für eine Conſumabgabe: zum eigentlichen Steuerobjecte wird dann der 
einheitliche, hinter den Beurkundungen ſtehende Rechtsact, und der Papier⸗ 
conſum bildet dann nicht mehr den Gegenſtand der Abgabe, ſondern 
lediglich eine Bedingung der Steuerpflicht. Ein ſolches Gebilde 
exiſtirt thatſächlich im öſterreichiſchen Gebürenrechte, nur iſt ſeine Eut⸗ 
wicklung von einer anderen Grundlage ausgegangen: es ſind dies die 
minderen Beträge der Schenkungsgebüren bei der Zuwendung von 
Fahrniſſen inter vivos. 

Noch belehrender über das Weſen der Schriftſteuer als dieſe 
Zwitterbildung iſt eine andere Geſtaltung des öſterreichiſchen Gebüren— 
rechtes, die vom Stempelweſen ihren Ausgang nahm und geradezu eine 
völlige Transſubſtantiation vorſtellt. Es find dies die ſogenannten „un⸗ 
mitlelbaren Stempelgebüren“, die (zum Theile) noch das übliche Maß 
der Schriftſteuern beibehielten, gleichzeitig aber von der Voraus⸗ 
feßung eines Papierconſums abgelöst wurden. Da bei 
dieſen Gebüren, für welche die Bezeichnung „denaturirte Stempelge⸗ 
büren“ vom Verfaſſer vorgeſchlagen wurde, es auf den Papierconſum 
überhaupt nicht ankommt, fo bleibt auch ſelbſtverſtändlich die Zahl der 
Bogen und Exemplare gleichgiltig, wenn ein ſolcher thatſächlich ſtatthat. 
Dieſe Gebüren ſind als reine Verkehrsſteuern anzuſprechen. 

Wir müſſen alſo die Behandlung jeder einzelnen Ausfertigung 
als beſondere Verſteuerungseinheit, als nothwendiges Requiſit einer 
Papierconſumſteuer anſehen. Mit dem Aufgeben dieſer Einrichtung wird 
auch die Natur der Abgabe als Conſumſteuer aufgegeben. Umgekehrt 
aber erſcheint in der ſtricten Bewahrung dieſes Principes, zu dem ſogar 
auch noch die principielle Steuerwiederholung mit jedem Bogen tritt, der 
klarſte und unumſtößlichſte Beweis für die Natur der öſterreichiſchen 
Schriftſteuer gelegen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Verpflichtung des Landesfondes von Fſtrien zur Zahlung einer der 
vorbeſtandenen Iſtrianer Kreisconcurrenz obgelegenen Leiſtung von 
Kraukenverpflegskoſten. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 9. Juli 1898 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage der Stadtgemeinde 
Trieſt durch Dr. Karl Dompieri, de praes. 30. April 1898, Z. 171 R. G., 
wider den Landesausſchuß von Iſtrien, auf Bezahlung von Spitalskoſten im 
Betrage von 2254 fl. 65 kr. zu Recht erkannt: Der Landesausſchuß von 
Iſtrien iſt ſchuldig, der Gemeinde Trieſt als Eigenthümerin des ſtädtiſchen 


Trieſter Spitals den Betrag von 2254 fl. 65 kr. als für arme Iſtrianer 
vom Jahre 1845 bis 31. October 1852 aufgelaufene Spitalskoſten 
binnen 14 Tagen aus dem Landesfonde von Iſtrien zu bezahlen. 
Gründe: In der Klage wird angeführt: Mit Note der 
k. k. Kreisregierung für Iſtrien vom 13. März 1854, 3. 6525, wurde 
der Rückſtand von unbeglichenen Verpflegskoſten für Iſtrianer Kreis— 
inſaſſen im Trieſter ſtädtiſchen Spitale für die Zeit vom 1. Auguſt 1845 
bis Ende October 1852 mit 15.291 fl. 8 kr. feſtgeſtellt. Von dieſem 
Betrage wurden bis zum Jahre 1860 wiederholt Theilbeträge getilgt; 
bei Aufhebung der k. k. Kreisregierung war aber noch ein Reſt von 
2254 fl. 65 kr. vorhanden, der ſeither von dem Landesausſchuſſe Iſtriens 
nicht hereingebracht werden konnte und deſſen Tilgung von dieſem Lan— 
desausſchuſſe noch jüngſt — mit der Note vom 22. Juli 1896, Z. 3567 
— wegen angeblichen Mangels jeder Verpflichtung abgelehnt wurde. 
Wie im Jahre 1896, ſo hatte der genannte Landesausſchuß aber auch 
ſchon bei der Vereinbarung über die Spitalsrückſtände vom 14. Sep- 
tember 1866 ſich geweigert, den fraglichen Betrag in die Schuldſumme 
aufzunehmen, da noch einige Verhandlungen über die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Auerkennung anhängig ſeien, und ſo hatte er ferner bei der 
Vereinbarung vom 24. März 1882 gleichfalls wegen der Liquidität dieſes 
Betrages einen Vorbehalt gemacht, und zwar aus Gründen, welche ſchon 
in der Note vom 4. September 1878, 3. 3342, vorkommen. 
Gründe beſtehen kurz darin, daß der Landesfond erſt ſeit 1. November 1855 
beſtehe und daher zum Erſatze von Spitalskoſten für eine frühere Zeit 
nicht verpflichtet ſein könne. Dagegen ſprechen jedoch folgende Erwägungen 
für die Gemeinde Trieſt: Die a. h. Entſchließung vom 17. Juni 1825 


legt den Crſatz von Spitalskoſten fir arme Inländer allen Unterthanen 
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des betreffenden Kreiſes nach Maßgabe ihrer Steuer auf. 
der Hereinbringung dauerte ſo lange, bis der Miniſterialerlaß vom 


6. März 1855, Z. 6382, dieſe Bezahlung den Landesfonden auftrug, 
und zwar ohne zwiſchen der Zeit vor und nach 1855 zu unterſcheiden. 


(Art. I.) Der Art. II und lit. b dieſes Erlaſſes beſtätigen dieſe Aus⸗ 
legung, denn fie beſchränken nur in zwei beſonderen Fällen die Erſatz⸗ 
verbindlichkeit des Landesfondes auf die Zeit nach dem 1. November 1855. 
Lit. a des Erlaſſes beſagt überdies ausdrücklich: die Kreisconcurrenz, 
welche in einigen Ländern für den Erſatz von Spitalskoſten beſteht — 
wie es eben in Iſtrien der Fall war — hat bis Ende October fort 
zubeſtehen, da vom 1. November 1855 an dieſe Zahlungen vou dem 
Landesfonde übernommen werden. Die Einwendung des Iſtrianer 
Landesfondes würde zu der abſurden Conſequenz führen, daß der Erlaß 
vom 6. November 1855, beſtimmt, den Erſatz der Spitalskoſten zu regeln, 
die Löſchung aller bis zum 1. November 1855 aufgelauſenen Koſten an⸗ 


geordnet hätte, da mit dieſem Tage die Kreisconcurrenz von Geſetzes-⸗ 
wegen entfallen und eine Hereinbringung von Spitalskoſten im Wege 


dieſer Concurrenz von da an weder geſetzlich zuläſſig, noch factiſch mög— 
lich war. Es beſteht ſonach ebenſowohl der Rechtstitel, die Bezahlung 
der fraglichen Rückſtände von dem Landesfonde Iſtriens zu verlangen, 
welcher in dieſem Punkte in die Verbindlichkeiten des Kreiſes eingetreten 
iſt, als auch die Liquidität und der Betrag dieſer Forderung nachgewieſen 
iſt, und demgemäß wird gebeten zu erkennen: Der Landesausſchuß Iſtriens 
ſei ſchuldig, der Gemeinde Trieſt als Eigenthümerin des ſtädtiſchen 
Spitals den Betrag von 2254 fl. 65 kr. als für arme Iſtrianer vom 
Jahre 1848 bis 31. October 1852 aufgelaufene Spitalskoſten zu erſetzen. 

In der Gegenſchrift des Landesausſchuſſes von Iſtrien wird zunächſt 
die Einwendung des Mangels der activen und paſſiven Klagslegitimation 
erhoben. Die active Legitimation fehle, weil der Bürgermeiſter von 
Trieſt, obwohl zur Vertretung der Gemeinde Dritten gegenüber berechtigt, 
doch zur Eingehung von Rechtsſtreiten nach §S 1191 des ſtädt. Statuts 
der vorgängigen Zuſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes bedürfe und 
ein ſolcher Beſchluß in der Klage nicht einmal erwähnt werde. Die 
paſſive Legitimation fehle, weil der Landesausſchuß als ſolcher nicht ge— 
klagt werden könne; wenn er aber als Vertreter eines ſchuldigen Fondes 
geklagt werden wollte, ſo hätte dieſer Fond ausdrücklich bezeichnet werden 
müſſen, da dem Landesausſchuſſe die geſetzliche Vertretung mehrerer 
Fonde zukommt. Ferner wird die Verjährung eingewendet. Auch nach 
der Rechnung der Klage, d. i. vom 1. März 1860, als dem Tage der 
letzten Zahlung, an, wären ſeit Beginn des Laufes der Verjährung ſchon 
38 Jahre verſtrichen. In Wahrheit beginne aber die Verjährungsfriſt 
hier viel früher, denn weder die erwähnte Zahlung, noch die ihr voraus⸗ 
gegangenen Abſtattungen ſeien von der belangten Partei oder einem 
Auctor derſelben geleiſtet worden, und nicht in einer jeden Zahlung 
liege eine Schuldauerkennung. Da die hier in Frage kommenden Zah⸗ 
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lungen nicht aus dem Titel eines Genius geleitet worden ſeien, fo 
könnte in ihnen nur eine Anerkennung für die wirklich gezahlten Be⸗ 
träge, und nicht auch für weitere gefunden werden. Der Beginn der 
Verjährung könne alſo hier nur mit dem Tage der bewerkſtelligten 
Gegenleiſtung zuſammenfallen, einem Tage, auf deſſen Bekanntgabe man 
Anſpruch hätte, und der jedenfalls hinter dem November 1852 zurid- 
liege. Eine eventuelle Schuld wäre alſo durch die eingetretene Verjährung er— 
loſchen. Es wird aber in der Gegenſchrift überdies behauptet, daß eine ſolche 


Schuld nie beſtanden habe, ſei es wegen des Mangels eines Rechtstitels, ſei 


es wegen des Mangels der thatſächlichen Vorausſetzungen. Nach der Klage be⸗ 
ſtände der Rechtstitel im Miniſterialerlaß vom 6. März 1855, Z. 6382. 
Dieſer Erlaß ſei aber kein Geſetz, denn es fehle ihm die Kundmachung nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 153, oder in 
einer anderen Form; er könne daher Rechte nicht begründen. Wenn die 
Klägerin einwenden wollte, daß das Geſetz vom 1. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 58, die Rechtswirkſamkeit der Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 4. December 1856, Nr. 26.641, Bd. X, und dieſe Ver: 
ordnung die Rechtswirkſamkeit der früher berufenen vorausſetze, fo 
widerlege ſich dies damit, daß die Sanirung des Mangels der Kund— 
machung durch ein ſpäteres Geſetz wohl auch implicite erfolgen könne, 
aber nur ſoweit, als dieſes ſpätere Geſetz Beſtimmungen der nicht 
lundgemachten Norm ausdrücklich aufnehme oder wenigſtens ausdrücklich 
beziehe, daß ſie einen Theil des Geſetzes bilden. Das Geſetz vom 
1. Mai 1869 beziehe aber aus der Verordnung vom 4. December 1856 
nur die Zeitabſchnitte und die Form der Nachweiſung der Kranken— 
hausverpflegskoſten; dieſe Zeitabſchnitte und dieſe Form haben alfo 
Geſetzeskraft erhalten, nicht aber die anderen Beſtimmungen der Ver— 
ordnung vom 4. December 1856 und noch weniger jene der Verord 
nung vom 6. März 1855. Das Geſetz vom 1. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 58, regle die Vorausſetzungen des Erlöſchens der Verpflegskoſten⸗ 
Erſatzanſprüche der allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten an die 
Landesfonde, ſofern ſolche auf Grund irgend eines Rechtstitels, nicht 
aber etwa auf Grund der bezogenen Verordnung vom 6. März 1855 
beſtehen; eine ſonſt nicht exiſtente Verpflichtung werde durch dieſes Ge- 
ſetz nicht geſchaffen. Hätte die Verordnung vom 6. März 1855 Rechts⸗ 
kraft beſeſſen, ſo wäre auch das Iſtrianiſche Landesgeſetz vom 3. Novem 
ber 1863, L. G. Bl. ai 1864, Nr. 9 (richtig 10), welches Iſtrien den 
Erſatz der Spitalskoſten für feine armen Landesangehörigen ganz in 
gleicher Weiſe auferlege, überflüſſig geweſen. Es könne daher, da eine 
Anerkennung der Rechtskraft einer Norm ſeitens einer Partei für die 
Verbindlichkeit der Norm vollkommen belanglos ſei, nur noch in Frage 
kommen, ob der Landesausſchuß von Iſtrien etwa eine Verbindlichkeit 
vertragsmäßig anerkannt habe. Auch dies ſei nicht der Fall. Der 
Landesausſchuß habe beſtimmte Spitalskoſten nur aus Rückſicht der 
Billigkeit übernommen, die in Rede ſtehenden aber gar nicht, weil neben 
den Rechtsgründen auch jene der Billigkeit fehlen. Die Gegenſchrift 
folgert aus alledem, daß der Rechtstitel der Klage nicht beſtehe. Der 
Miniſterialerlaß vom 6. März 1855 habe damals für die Organe des 
Miniſteriums, die Gubernien und Kreisbehörden verbindlich ſein können, 
für die Länder ſei er es nicht. Der Landesausſchuß erkenne dieſen Er⸗ 
laß als bindend nicht an, ja er kenne ihn nicht einmal, könne ihn daher 
gar nicht befolgen. Wenn die Klage den Erlaß als Beilage ange— 
ſchloſſen hätte, jo hätte der Landesausſchuß ſich vielleicht auf die Dis⸗ 
cuſſion über die Auwendbarkeit des Erlaſſes einlaſſen können, die 
Klägerin habe aber ihrer diesbezüglichen proceſſualen Pflicht nicht ent⸗ 
ſprochen. Die Gegenſchriſt bemerkt noch im allgemeinen, daß ein rück— 
wirkendes Geſetz über die Verpflichtung zum Erſatze von Spitalskoſten 
nicht beſtehe; wenn es aber beſtünde, fo müßte es auch für die Voraus: 
ſetzungen dieſer Verpflichtung gelten. Die Gegenſchrift widerſpricht 
demnach, daß ſolche Vorausſetzungen überhaupt und insbeſondere jene 
der Verordnung vom 4. December 1856, Nr. 26.641, hier Platz ge⸗ 
griffen haben und daß daher das Spital von Trieſt die in dieſer Ver⸗ 
ordnung in Ausſicht genommenen Begünſtigungen für ſich geltend machen 
könne, und behauptet endlich, wenn die Gegenſeite ſich auf das Geſetz 
vom 1. Mai 1869 ſtützen wollte, den Eintritt der hier vorgeſehenen 
dreijährigen Verjährung. In thatſächlicher Beziehung beſtreitet die 
Gegenſchrift, daß die fraglichen 2254 fl. 65 kr. überhaupt, und ins⸗ 
beſondere für arme Angehörige des Landes Iſtrien ausgegeben worden 
ſeien. Die Liquidation der k. k. Kreisregierung ſei für den Landesaus⸗ 
ſchuß nicht maßgebend, da ein Succeſſionsverhältuiß zwiſchen dieſen 
zweien nicht beſtehe, da es ſich ferner um ganz verſchiedene, nämlich auf 
verſchiedenen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen handeln würde, und 


da mit der Verſchiedenheit des Rechtstitels auch die Unvereinbarkeit der 
Baſis jener Liquidation mit den Vorausſetzungen der Liquidität einer 
Landesſchuldigkeit zuſammenhänge. Die Gegenſchrift ſtellt das Begehren, 
die Klage wegen der geltend gemachten Präjudicial-Einwendungen a limine 
zurückzuweiſen, eventuell dieſelbe wegen eingetretener Verjährung, wegen 
des Mangels eines Rechtstitels und Abgangs der weiteren geſetzlichen 
und thatſächlichen Vorausſetzungen abzuweiſen. 

Bei der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter der Klägerin 
vor allem zum Nachweiſe der activen Klagslegitimalion den Auszug 
aus dem Protokolle des Verwaltungsausſchuſſes vom 1. April 1898, 
betreffend den Beſchluß wegen Führung des vorliegenden Rechtsſtreites 
mit dem Beiſügen vorgelegt, daß dieſer Auszug dem Vertreter des ge— 
klagten Landesausſchuſſes bereits mitgetheilt und von dieſem zur Kennt- 
niß genommen worden ſei, was von dieſem auch beſtätigt wurde. 

Hingegen hat der Vertreter des Landesausſchuſſes von Iſtrien die 
Einwendung des Mangels der paſſiven Klagslegitimation aufrecht erhalten, 
und zwar namentlich aus dem Grunde, weil der Landesfond des Küſten— 
landes durch die Ah. Entſchließung vom 7. März 1852 zunächſt als 
ein einheitlicher gegründet worden ſei und die ſelbſtändigen Landesfonde 
der einzelnen Theile des Küſtenlandes und ſo auch jener Iſtriens erſt 
ſeit 1. Jänner 1853 beſtehen; wenn die eingeffagte Forderung auf den 
Landesfond des Küſtenlandes wirklich übergegangen ſei, jo könne ſie ge— 
wiß nicht gegen das Land Iſtrien allein geltend gemacht werden. 

Das vorliegende Klagebegehren iſt begründet. 

Die Einwendung des Mangels der activen Klagelegitimation 
wurde durch deu geklagterſeits nicht beſtrittenen, bei der mündlichen 
Verhandlung vorgelegten Nachweis des Beſchluſſes des Verwaltungsaus— 
ſchuſſes beſeitigt, und es wurde auch inſolgedeſſen dieſe Einwendung 
ſeitens des belangten Landesausſchuſſes ſallen gelaſſen. 

Was die weiter erhobene Einwendung des Mangels der paſſiven 
Legitimation betrifft, fo iſt dieſe zur Berückſichtigung nicht geeignet, 
weil ſich aus den Ausführungen ſowohl der Klage als auch der Gegen⸗ 
ſchrift klar ergibt, daß beide Streittheile darüber nicht im Zweifel ſind, 
daß die angeſprochene Zahlung aus dem Landesfonde, und zwar aus dem 
Landesfonde von Iſtrien geleiſtet werden ſoll, und genügt es diesfalls, im 
Erkenntniſſe dieſen Fond ausdrücklich als zahlungspflichtig zu bezeichnen. 

Auch die Einwendung der Verjährung erſcheint unbegründet. 

Diesfalls könnte keineswegs eine Beſtimmurg privatrechtlicher 
Natur, ſondern bei dem Umſtande, als es ſich um einen öffentlich— 
rechtlichen Anſpruch handelt, eine Beſtimmung öffentlich-rechtlicher Natur 
maßgebend ſein. 

Wollte als ſolche das geklagterſeits bezogene Geſetz vom 1. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 58, in Betracht gezogen werden, ſo muß die Anwendung 
desſelben im vorliegenden Falle als ausgeſchloſſen bezeichnet werden, 
da es ſich um einen Anſpruch handelt, der ſeitens des Zahlungs- 
pflichtigen unter Zuſage der Zahlung bereits vorlängſt ausdrücklich an- 
erkannt wurde. 

Dieſe Anerkennung und Zuſicherung erfolgte mit der Note der 
k. k. Kreisregierung für Iſtrien vom 13. März 1854, Z. 6525 — 
Klagebeilage A — und die Legitimation dieſer Behörde hiezu kann bei 
Beſtand der mit dem Hofkanzleidecrete vom 15. Juli 1825, Z. 19.309, 
we Ah. Entſchließung vom 17. Juni 1825 nicht angezweifelt 
werden. 

Wenn aber geklagterſeits beſtritten wird, daß die Verpflichtung 
zur Tilgung des von jenem anerkannten Betrage noch ungetilgt aus⸗ 
haftenden Reſtes auf den Landesfond übergangen ſei, fo muß dies als 
ganz unbegründet bezeichnet werden. 

Es folgt dieſe Verpflichtung ſchon aus der Erwägung, daß der 
beſtandene Kreis und die gefürſtete Markgrafſchaft Iſtrien identiſch ſind 
und daß ſeit der Ueberweiſung der Verpflegskoſten auf den Landesfond 
eine anderweitige Umlegung auf die Steuerträger unzuläſſig erſcheint, 
eine bloße Umänderung des Zahlungsmodus aber unmöglich die Erlöſchung 
der Verbindlichkeit ſelbſt zu bewirken vermag. 

Daß die für die Hereinbringung der Krankenverpflegskoſten geltende 
Kreisconcurrenz nur mehr bis Ende October 1855 fortzudauern 
und vom 1. November 1855 die dieſer Concurrenz obgelegenen Ver— 
pflegekoſten⸗Erſätze auf den Landesfond zu übernehmen ſeien, wurde 
überdies, und zwar ohne jede Einſchränkung und insbeſondere ohne 
Ausſchluß von Rückſtänden, durch den Erlaß des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 6. März 1855, Z. 6382, ausdrücklich ausgeſprochen. 

Mit Unrecht verſucht es die Gegenſchrift, die Giltigkeit dieſes Er- 
laſſes zu beſtreiten, da ja im Geſetze vom 1. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 58, 
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die Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 4. December 1856, 
Nr. 26.641, B. X, und in dieſer jener Erlaß vom 6. März 1855, 
Z. 6382, bezogen und hiedurch als zu Recht beſtehend anerkannt werden. 

Das in der Gegenſchrift citirte iſtrianiſche Landesgeſetz vom 


3. November 1863, L. G. Bl. ai 1864, Nr. 10, kann doch wohl nur 


zur Bekräftigung der vorſtehend entwickelten Anſchauung, aber nicht zu 
deren Widerlegung herangezogen werden. 

Was endlich die Beſtreitung der Forderung ſelbſt betrifft, ſo iſt 
dieſe angeſichts der durch die Klagebeilage A nachgewieſenen ausdrück⸗ 
lichen Anerkennung ohne jede Wirkung. 

Hienach iſt der dermalige, nach den eigenen Ausführungen der 
geklagten Partei im Jahre 1855 bereits ſelbſtändig verwaltete Landes- 
fond von Iſtrien ſchuldig zu erkennen, den angeſprochenen Erſatz zu leiſten. 

Da ausdrücklich erklärt wurde, Proceßkoſten nicht zu begehren, ſo 
entfällt diesfalls jeder Spruch. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 9. Juli 1898, Z. 248.) 


Der wahrheitsgetrenen Mittheilung einer in öffentlicher Sitzung des 
Reichsrathes verleſenen Juterpellation kommt Al. 4 des § 28 Pr. G. 
zuſtatten, auch wenn ſie den in die Interpellation aufgenommenen 
und mit dieſer verleſenen Inhatt einer durch richterliches Erkeuntuiß 
verbotenen oder mit Beſchlag belegten Druckſchrift wiedergibt; auch 

der Strafbeſtimmung des § 24 Pr. G. unterliegt ſie nicht. 

Wegen eines Artikels unter der Spitzmarke „Jeſus von Nazareth 
auf der Anklagebank“ war die Nummer 30 vom 28. October 1897 der 
Wochenſchrift „Volksrecht“ mit Beſchlag belegt worden. Ueber dieſe mit 
dem Verbotserkenntniſſe des Kreisgerichtes zu Leitmeritz vom 4. Novem⸗ 
ber 1897, Z. 12.646 (veröffentlicht in Nummer 271 vom 26. Novem- 
ber 1897 der „Wiener Zeitung“) abſchließende Amtshandlung wurde in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauſes im Reichsrathe vom 4. November 1897 
der Juſtizminiſter interpellirt. Den ſtrafgeſetzwidrigen Artikel hatten die 
Interpellanten in ihre zur Verleſung gebrachte Anfrage aufgenommen 
(fiehe ſtenogr. Prot. über die 21. Sitzung der XIII. Seſſion, Seite 1225). 
Die periodiſche Druckſchrift „Der Volksfreund, Organ der ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeiterpartei Oeſterreichs“, deren Nummer 43 vom 22. Oc⸗ 
tober 1897 (2. Auflage) wegen jenes Artikels bereits einmal ſaiſirt 
worden war (Verbotserkenntniß des Brünner Landesgerichtes vom 
15. Februar 1898), knüpfte in der Nummer 7 vom 18. Februar 1898 
an dieſe Interpellation an, um ihn den Leſern neuerdings vorzuführen. 
Wieder wurde fie mit Beſchlag belegt. Als aber die Staatsanwaltſchaſt, 
welche im Artikel die Kriterien des Verbrechens der Religionsſtörung 
nach §S 122 à St. G. und in der Reproducirung desſelben den That⸗ 
beſtand des im § 24 des Preßgeſetzes behandelten Vergehens erblickte, auf 
Beſtätigung der Beſchlagnahme und weitere im § 493 St. P. O. und 
§ 37 Pr. G. vorgeſehene Verfügungen antrug, wurde fie vom Landes— 
gerichte zu Brünn (unter dem 22. Februar 1898) mit dieſen Anträgen 
auf Grund des § 28, Al. 4 Pr. G., zurückgewieſen; nur in Anſehung 
eines zweiten, hier nicht in Betracht kommenden Artikels gab ihnen 
das Landesgericht ſtatt. Die wieder die Zurückweiſung angebrachte 
Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft hatte Erfolg. Das wmährifih-fchle- 
ſiſche Oberlandesgericht beſtätigte laut Entſcheidung vom 4. März 1898, 


— die Beſchlagnahme der Nummer 7 vom 18. Februar 1898 des 


„Volksfreund“ auch rückſichtlich der Wiedergabe des in die Interpellation 
aufgenommenen Artikels „Jeſus von Nazareth auf der Anklagebank“ 
und unterſagte auch in Auſehung dieſes Artikels die weitere Verbreitung 
dieſer Nummer. 

In den Entſcheidungsgründen wird ausgeführt, die Vorſchrift des 
§ 28, Al. 4 Pr. G., diene dem Zwecke, daß die Abgeordneten entſendende 
Volk über den Gang der öffentlichen Parlamentsverhandlungen und die 
Beweggründe der darin gefaßten Beſchlüſſe in Kenntniß zu erhalten. 
Dieſer Beſtimmung geſchehe kein Abbruch, wenn die Preſſe — in rich- 
tiger Würdigung des der Geſetzesſtelle zugrunde liegenden ethiſchen Ge— 
dankens und ihrer eigenen Aufgabe — in ihrer Berichterſtattung ſich 
die durch Rückſichten der öffentlichen Moral und der Geſetzlichkeit ge— 
botenen Beſchränkungen auferlegt. Wird dies verſäumt, erfolgt die Be⸗ 
richterſtattung in einer Weiſe, welche nicht die Abſicht, dem Leſer ein 
Bild der Parlamentsverhandlung als ſolcher zu bieten, ſondern ein ge- 
radezu verwerfliches Ziel verräth, dann könne der in der Geſetzſtelle vor— 
geſehene Schutz nicht gewährt werden. Im vorliegenden Falle ſei neben 
der äußeren Form der Mittheilung, welche gerade nur den verbrecheri⸗ 
ſchen Artikel in hohem Relief hervortreten läßt, der Umſtand zu er⸗ 
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wägen, daß dieſe Mittheilung erſt mehrere Monate nach der betreffenden | 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes gebracht wird, und daß dieſelbe über- 
haupt nicht eine Verhandlung im eigentlichen Sinne oder einen Theil 
einer ſolchen, ſondern eine Sitzungsepiſode, einen Sitzungsvorgang an- 
derer Art, nämlich die Verleſung einer die Beſchlagnahme des Artikels 
„Jeſus von Nazareth auf der Anklagebank“ betreffenden Interpellation 
zum Gegenſtand hat. Das Verbrecheriſche dieſes Artikels und die That— 
ſache, daß dieſer ſein Charakter von einer Behörde erkannt und zum 
Anlaſſe der Beſchlagnahme des ihn veröffentlichenden Blattes genommen 
wurde, konnte die Redaction des „Volksfreund“ aus dem Inhalte der 
Interpellation erſehen. Die Art und Weiſe, wie der Artikel trotzdem 
in den „Volksfreund“ eingeſchmuggelt erſcheint, trage das Gepräge einer 
Verhöhnung der ſtaatlichen Autorität. Ihm müſſe daher der Schutz des 
§ 28, Al. 4 Pr. G., umſomehr verſagt werden, als mit Rückſicht auf 
das Erkenntniß des Kreisgerichtes in Leitmeritz vom 4. November 1897, 
Z. 12.696, und die Saiſirung der Nummer 43 vom Jahre 1897 des 
„Volksfreund“ auch der Thatbeſtand des Vergehens nach § 24 Pr. G. 
begründet erſcheint. 

Der Caſſationshof, angerufen wider dieſe Entſcheidung in Gemäß 
heit der 88 33 und 292 St. P. O., ſprach mit Plenarentſcheidung vom 
26. April 1898, Z. 5830, aus, daß durch dieſelbe das Geſetz verletzt 
worden ſei, hob fie auf und fand, in der Sache ſelbſt erkennend, die 
von der Staatsauwaltſchaft wider die Entſcheidung des Brünner Landes— 


gerichtes vom 22. Februar 1898, = 2 eingebrachte Beſchwerde als 


ungegründet zurückzuweiſen. 

Gründe: Bereits mit der Plenarentſcheidung von 20. Juli 1882, 
Z. 6827), hat der Caſſationshof in Stattgebung einer von der General- 
procuratur zur Wahrung des Geſetzes ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen eine das Erkenntniß des Kreisgerichtes Korneuburg vom 
19. April 1882, Z. 2922, beſtätigende Entſcheidung des Oberlandes- 
gerichtes Wien vom 16. Mai 1882, Z. 8681, ausgeſprochen, „daß im 
Hinblicke auf die Beſtimmung des § 28, Abſ. 4 des Preßgeſetzes vom 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863, wegen eines wahrheits⸗ 
getreuen Berichtes über öffentliche Verhandlungen des Reichsrathes und 
der Landtage auch nicht die im 8 493 St. P. O. geregelte Verfolgung 
(das ſogenannte objective Verſahren) eintreten könne“. In den Gründen 
dieſer Entſcheidung wird unter anderem betont, daß die Beſtimmung des 
§ 28, Abſ. 4 P. G., nicht blos auf die Mittheilung der ganzen Ver⸗ 
handlung des Reichsrathes oder eines Landtages Anwendung finde, 
ſondern ſich auch auf die wahrheitsgetreue Mittheilung eines Theiles einer 
derartigen öffentlichen Verhandlung, insbeſonders einer einzelnen in der⸗ 
ſelben gehaltenen Rede eines Abgeordneten erſtrecke, ein Standpunkt, an 
welchem der Caſſationshof auch in dem am 3. März 1896 z. Z. 2354 
erſtatteten Gutachten über die Frage, „ob wahrheitsgetreue Berichte über 


Verhandlungen des Reichsrathes auch dann unter die Beſtimmung des 
828, Abſ. 4 des Preßgeſetzes fallen, wenn die den Gegenſtand des Be— 
richtes bildende Rede in den Vertretungskörpern in nicht deutſcher Sprache 
gehalten wurde“, feſtgehalten hat.?) 

In den hier vorliegenden Falle iſt nun durch das ſtenographiſche 
Protokoll über die 21. Sitzung der XIII. Seſſion des Abgeordneten 
hauſes des öſterreichiſchen Reichsrathes vom 4. November 1897 darge⸗ 
than, daß in diefer, und zwar öffentlichen Sitzung auch eine von dem 
Abgeordneten S. und 14 Genoſſen an den Juſtizminiſter gerichtete In⸗ 
terpellation über die Beſchlagnahme der Nummer 30 der Wochenſchrift 
„Volksrecht“ vom 28. October 1897 wegen eines in derſelben erſchie⸗ 
nenen Artikels mit der Aufſchrift „Jeſus von Nazareth auf der Anklage- 
bank“, in welcher Interpellation dieſer Artikel wörtlich auſgenommen 
war, verleſen wurde. Derſelbe Artikel war aber auch in der Nummer 47 
der in Brünn erſcheinenden Wochenſchrift „Volksfreund“ vom 22. Dc- 
tober 1897 (2. Auflage) enthalten, der Beſchlagnahme verfallen und mit 
dem Erkenntniſſe des Landesgerichtes Brünn vom 15. Februar 1898 
wegen des durch den Inhalt dieſes Artikels begründeten Verbrechens der 
Religionsſtörung nach § 122 à St. G. die Beſchlagnahme beſtätigt, und 
das Verbot der Weiterverbreitung ausgeſprochen worden. Wenn nun in 
der Nummer 7 des „Volksfreund“ vom 18. Februar 1898 die von 
dem Reichsrathsabgeordneten S. in der öffentlichen Sitzung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes vom 4. November 1897 eingebrachte und verleſene 
Interpellation mit wörtlicher Reproduction des in dieſer Interpella⸗ 

) Novak'ſche Sammlung Nr. 452. 

5 Me Das bezogene Gutachten iſt auf S. 61 des J. M. V. Bl. v. J. 1896 ab- 
gedruckt. 
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tion aufgenommenen ganzen Artikels „Jeſus von Nazareth auf der An⸗ 
klagebank“ Aufnahme gefunden hat, ſo muß hierin im Hinblicke auf 
die Beſtimmung der 88 67 und 68 der Geſchäftsordnung für das Ab- 
geordnetenhaus vom 2. März 1875 eine wahrheitsgetreue Mittheilung 
aus einer öffentlichen Verhandlung des Reichsrathes erblickt werden. Auf 
dieſelbe findet daher die Beſtimmung des § 28, Abſ. 4 Pr. G. An⸗ 
wendung; es erſcheint deshalb wegen ihres Inhaltes ſowohl eine ſub— 
jective Strafverfolgung, als auch ein objectives Strafverfahren nach 
§ 493 St. P. O. ausgeſchloſſen, und geht es daher auch nicht au, dieſer— 
wegen mit einer Beſchlagnahme oder einem Verbotserkenntniſſe ob des 
durch den Juhalt des Artikels begründeten Verbrechens der Neligions- 
ſtörung nach §S 122 a St. G. vorzugehen. 

Aber auch die Beſtimmung des § 24 Pr. G. vermag im gegebenen 
Falle die Beſchlagnahme und das Verbot wegen der in Rede ſtehenden 
Wiederveröfſentlichung des Artikels; „Jeſus von Nazareth auf der An— 
klagebank“ in der Nummer 7 des „Volksfreund“ vom 18. Februar 1898 
keineswegs zu rechtfertigen. Dies deshalb nicht, weil einerſeits dieſe 
Veröffentlichung ſchon ihrer äußeren Form nach ſich als eine ſtrafrecht— 
lich nicht verfolgbare wahrheitsgetreue Mittheilung aus einer öfſent⸗ 
lichen Verhandlung des Reichsrathes, und nicht als die bloße Reproduction 
eines bereits mit Beſchlag und Verbot belegten Artikels darſtellt, und 
weil es anderſeits auch wohl dem Geiſte und Zwecke der Ausnahms— 
beſtimmung des § 28, Abſ. 4 Pr. G., keineswegs entſprechend wäre, bei 
einem noch fo bedenklichen oder geſährlichen Inhalte einer wahrheits⸗ 
getreuen Mittheilung des Gegenſtandes einer öffentlichen Reichsraths⸗ 
verhandlung jede, das iſt ſowohl fubjective als objective Strafverfolgung 
auszuſchließen, die letztere aber dann doch wegen eines blos formalen 
Preßdelictes, wie es jenes des § 24 Pr. G. iſt, wegen eines bloßen 
eintreten zu laſſen. “) 

Daraus folgt, daß durch die erwähnte Entfcheidung des mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes die Beſtimmung des § 28, Abſ. 4 Pr. G., 
verletzt, und daß dieſelbe mit dem Nichligkeitsgrunde des §281, Z. 9 a 
St. P. O., behaftet iſt. Es war daher der vorliegenden Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde ſtattzugeben und wie oben zu erkennen. 

(B. V. Bl. d. J. M.) 


Erledigungen. 


1 Beſchauthierarztesſtelle in Straßwalchen im Herzogthume Salzburg 
mit 600 fl. Jahresremuneration bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 228.) 

1 Ingenieurs ſtelle in der IX. Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte in 
Schleſien bis 24. October. (Amtsblatt Nr. 228.) 

1 Veterinär⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe und 1, eventuell 
2 Bezirks⸗Thierarztes ſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Steiermark bis 
20. October. (Amtsblatt Nr. 229.) 

1 Oberingenieursſtelle in der VIII. Rangsclaſſe für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Dalmatien bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 229.) 

2 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe im Miniſterium des Innern 
bis 3. November. (Amtsblatt Nr. 230.) 

Finanzprocuraturs-Concipiſten ſtellen in der X. Rangsclaſſe bei 
der niederöſterr. Finanzprocuratur bis 3. November. (Amtsblatt Nr. 230.) 

| ſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe für den techniſchen Finanz⸗ 
controldienſt bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz bis 3. November. (Amts⸗ 
blatt Nr. 230.) 8 a 

2 Oberingenieursſtellen in der VIII. Rangsclaſſe und mehrere 
Ingenieursſtellen in der IX. Rangsclaſſe, ſowie Bauadjuncten ſtellen in 
der X. Rangsclaſſe im galiziſchen Staatsbaudienſte bis Ende October. (Amts⸗ 
blatt Nr. 230.) N 

1 Polizei⸗Obercommiſſärsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe bei der 
Polizeidirection in Lemberg und eine ſolche bei der Polizeidirection in Krakau, 
2 Polizeicommiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe bei der Polizeidirection 
in Lemberg, endlich 1 Conceptspraktikanten ſtelle mit 500 fl. Adjutum 
jährlich bei der Polizeidirection in Krakau. (Amtsblatt Nr. 230.) 

1 Oberbergarztesſtelle in der IX., eventuell 1 Bergarztesſtelle in 
der X. Rangsclaſſe mit Reiſe⸗ und Holzpauſchale bei der k. k. Bergdirection 
Idria. (Amtsblatt Nr. 231.) 

1 Caſſiersſtelle in der IX. Rangsclaſſe bei der k. k. Bergdirection in 
Idria gegen Caution bis 7. November. (Amtsblatt Nr. 233.) 

1 Oberingenieursſtelle in der VIII. Rangsclaſſe beim Staatsbau⸗ 
dienſte im Küſtenlande bis 15. November. (Amtsblatt Nr. 233.) 


90 Die Rechtsfrage betreffende Aufſätze finden ſich in Nr. 12 der a. ö. 
Ger. Ztg. v. J. 1893 (insbeſonders S. 94), dann in Geller's Centralblatt, Band VII, 
Seite 284 u. 357 u. ff. 


DER- gie für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniffen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 81 und 82 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


